
Religionsfreiheit in Österreich 
Staatsgrundgesetz als Bestandteil der Bundesverfassung 
Artikel 14 
Die volle Glaubens- und Gewissensfreiheit ist jedermann gewährleistet. Der Genuß 
der bürgerlichen und politischen Rechte ist von dem Religionsbekenntnisse 
unabhängig; doch darf den staatsbürgerlichen Pflichten durch das 
Religionsbekenntnis kein Abbruch geschehen.  
Artikel 15.  
Jede gesetzlich anerkannte Kirche und 
Religionsgesellschaft hat das Recht der gemeinsamen öffentlichen 
Religionsübung, ordnet und verwaltet ihre inneren Angelegenheiten 
selbständig, bleibt im Besitze und Genusse ihrer für Kultus-, 
Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, 
Stiftungen und Fonds, ist aber, wie jede Gesellschaft, den 
allgemeinen Staatsgesetzen unterworfen. 
 
Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 
Artikel 18 
Jeder Mensch hat den Anspruch auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit. 
Dieses Recht umfasst die Freiheit, seine Religion oder seine Überzeugung zu 
wechseln, sowie die Freiheit, seine Religion oder seine Überzeugung allein oder in 
Gemeinschaft mit anderen, in der Öffentlichkeit oder privat, durch Lehre, Ausübung, 
Gottesdienst, und Vollziehung von Riten zu bekunden. 
 
Staatsvertrag von St. Germain 
Artikel 63. 
Österreich verpflichtet sich, allen Einwohnern Österreichs ohne 
Unterschied der Geburt, Staatsangehörigkeit, Sprache, Rasse oder 
Religion vollen und ganzen Schutz von Leben und Freiheit zu 
gewähren. 
Alle Einwohner Österreichs haben das Recht, öffentlich oder privat 
jede Art Glauben, Religion oder Bekenntnis frei zu üben, sofern 
deren Übung nicht mit der öffentlichen Ordnung oder mit den guten 
Sitten unvereinbar ist. 
 
Europäische Menschenrechtskonvention 
Artikel 9 - Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit 
(1) Jedermann hat Anspruch auf Gedanken-, Gewissens- und 
Religionsfreiheit; dieses Recht umfasst die Freiheit des einzelnen 
zum Wechsel der Religion oder der Weltanschauung sowie die Freiheit, 
seine Religion oder Weltanschauung einzeln oder in Gemeinschaft mit 
anderen öffentlich oder privat, durch Gottesdienst, Unterricht, 
Andachten und Beachtung religiöser Gebräuche auszuüben. 
(2) Die Religions- und Bekenntnisfreiheit darf nicht Gegenstand 
anderer als vom Gesetz vorgesehener Beschränkungen sein, die in 
einer demokratischen Gesellschaft notwendige Maßnahmen im Interesse 
der öffentlichen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung, Gesundheit 
und Moral oder für den Schutz der Rechte und Freiheiten anderer 
sind. 
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